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Sehr geehrie Frau Schil l ings,

sehr geehrte Damen und Herren,

für lhr Schreiben vom 07.A3.2007, mit welchem Sie zu meinen Erlassen vom

11.12.2006 - 15-39.08 01-3 und vom 09.02.2007 - Az.w.o. Steiiung nehmen. danke

ich lhnen. Dabei darf ich dai"auf hinweisen. dass ich mit Erlassen vora 22.43.2447

und 09.05.2007 weitere Ausführungshinwetse zur Bleiberechtsanordnung vom

11.12.2006 gegeben habe. Kopien dieser Erlasse sind zu lhrer Kenntnis beigefugt.

im Einzelnen nehme ich zu lhren Ausführungen wie folgt Stellung.

Aufenthaltsdauer

Soweit Sie in lhrem Schreiben vom 07.03.2007 die geforderte Aufenthaitsdauer von

8 Jahren für Familien mit minder.iährigen Kindern, die nicht mehr dte Schule besu-

chen. bzw. mit voll iährigen Kindern. die noch die Schule besuchen. krit isieren, so

merke ich an. ciass sich die diesbezügiichen Regelungen am Woi-t laut des Bleibe-
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rechtsbesch lusses der Innenministerkonferenz vom 17. November 2006 orientieren

und damit dem erklärten Wil len der lnnenminrster und -senatoren der Länder ent-

sprechen.

Famil ien beqrif f

An anderer Stel le lhres Schreibens führen Sie aus. dass der Begrif f  der , ,Famil ie" zu

eng gefasst sei und der Lebenswirkl ichkeit nicht gerecht werde. Hierzu bemerke ich,

dass die Definit ion des Famil ienbegrif fs in merner Anordnung vom ' i  1. Dezember

2006 und im Erlass vom 09. Februar 2007 unter Berücksichtigung der im Ausländer-

recht al lgemein geltenden Grundsätze erfolgte. Gleichzeit ig trägt sie dem Erfordernis

Rechnung, klar abgrenzbare Kriterien für die praktische Umsetzung der Anordnung

zu bi lden.

Berechnunq des l-ebensunterhalts

Zu der von lhnen angesprochenen Frage der Berechnung des Lebensunterhalts

(konkret: Problematik des Zuschlags von 10% zum Sozialhi l fesatz) tei le ich mit,  dass

es sich hierbei um eine generel le und nicht um eine spezif ische Bleiberechtsproble-

matik handelt.

lm Rahmen der auf Bundesebene vorgesehenen Anderungen im Aufentha l tsrecht ist

vorgesehen, die gesetzl iche Definit ion des Lebensunterhalts fortzuschreiben und ein

gesetzl iches Bleiberecht einzuführen. Zur Vermeidung mehrfacher, kurzzeit ig gelten-

der Erlassänderungen ist seitens des Innenministei ' iums beabsichtigt.  eine Überprü-

fung und ggf. Fortschreibung zur Frage der Bestimmung des Bedarfs sowie zur Ü-

berprüfung der Sicherung des Lebensu nterha l ts erst auf der Grundlage der neuen

Bundesvorgaben vozunehmen.

Davon abgesehen sieht das Innenministerium derzeit keinen Bedarf für eine Ande-

rung der bestehenden Erlasslage und Praxis, im Rahmen der Prüfung des Lebens-

unterhalts bei der Bedarfsermitt iung die Regelsätze der Sozialhi l fe - SGB Xil  -  zuzüg-

lich eines Aufschlags von 10 ok, heranzuziehen. Das gilt auch für den vom IMK-

Bleiberechtsbeschluss erfassten Personenkreis und vor dem Hintergrund der bislang

uneinheit l ichen Rechtsprechung, wo zum Teil  ein Aufschlag von bis zu 15 ok gefor-

dert (vgl.  etwa VG Münster, U. v. 15.8.2006,5 K2132lAq wird. So hat sich auch die
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Mehrzahl der Ausländerbehörden in einer Abfrage mehrheit l ich dafür ausgespro-

chen, die geltende Erlasslage und Praxis beizubehalten.

Strafrechti iche Veru rteilu nqen

Zur Grenze der Beachtlichkeit strafrechtlicher Verurteilungen führen Sie aus, dass

Sie in dem zu Zif fer 1.4.6 benannten Berechnungsbeispiel meines Eriasses vom 09.

Februar 2007 eine unnötige Verschärfung gegenüber dem |MK-Beschluss sehen.

Dieser Auffassung verrnag ich nicht zu folgen. Meiner MeinunE nach widerspricht es

nicht dem Verständnis der Zi l fer 6.4 des |MK-Beschlusses und dem darin zum Aus-

druck gebrachten Wil len der Innenminister und - senatoren der Länder, , ,gemischte"
Straftaten. die insgesamt die Höchstgrenze von g0 Tagessätzen überschreiten, als

beachtl ich anzusehen. Mit der getroffenen Regelung ist gewährleistet,  dass Verurtei-

lungen wegen a usländerrechtl icher Straftaten erst dann zum Tragen kommen, wenn

die Grenze von 90 Tagessätzen - insgesamt- überschritten ist.

Dass bei der Berechnung dieser Tagessatzanzahl eine Addit ion der aus der Verwirk-

lichung unterschiedlicher Straftaten resultierenden Verurteilungen ausgeschlossen

sein sol l te, vermag ich nicht zu erkennen. Neben dem Umstand, dass bei einer Ver-

urteilung zu einer (Gesamf)strafe von mehr als g0 Tagessätzen ungeachtet der Art

der vemirkl ichten Straftat eine erfolgreiche Integration in die hiesige Rechtsordnung

kaum vorl iegen dürfte, ist zu berücksichtigen, dass der lMK-Beschluss nach hiesi-

gem Verständnis eine Kumulation von Straftaten grundsäizi ich zulässt. Hätte es da-

bei dem tatsächl ichen Wil len der IMK entsprochen, die beiden Fal lgruppen von Straf-

taten durchgehend getrennt zu behandeln und von einer Beachtl ichkeit mehrerer

Verurtei lungen erst dann auszugehen, wenn die je nach Art der Straftat jeweils zum

Ausschluss führende Tagessatzanzahl errercht und/oder - bei Kumulation ,,gemisch-
ter" Straftaten - eine (als Beachtlich keitsg renze unübliche) Gesamtstrafenhöhe von
'140 Tagessätzen überschrit ten ist,  so hätte dies nach diesseit iger Auffassung einer

ausdrückl ichen Klarstel lung bedurft  .

Die in meiner Anordnung vom 11.12.2006 und dem ausführenden Erlass vom

09.02.2A07 getroffenen Regelungen zum grundsätzl ichen Ausschluss cier gesamten

Famil ie bei erheblicher Straffäl l igkeit  eines Famil ienmitgl iedes und die insoweit vor-

gesehene Ausnahmemöglichkeit in Form ernes Bleiberechts für gut integrierte Kinder
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bei gleichzeit iger Ausreise der Eltern entsprechen den Vorgaben des IMK-

Beschlusses vom 17. November 2006.

Hierzu darf ich ergänzend anmerken, dass diese im lMK-Beschluss unter bestimm-

ten Voraussetzungen vorgesehene Möglichkeit der Gewährung eines Aufenthalts-

rechts für gut integrierte Kinder bei gleichzeit iger Ausreise der Eltern vom Bund auf-

gegrif fen und als S 104 b AufenthG-neu Eingang in den derzeit  in der parlamentari-

schen Beratung befindlichen Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung aufenthalts-

und asylrechtl icher Richtl inien der Europäischen Union gefunden hat.

Zuqang zum Arbeitsmarkt

Zur Frage des Zugangs zum Arbeitsmarkt und der Betei l igung der Bundesagentur für

Arbeit verweise ich schi ießl ich auf meinen oben bereits erwähnten, zu lhrer Kenntnis

beigefügten Erlass vom 09.05.2007. Mit diesem Erlass wurde in Reaktion auf eine

entsprechende Weisung der Bundesagentur für Arbeit an die Arbeitsagenturen an-

geordnet, dass die Aufenthal iserlaubn is bei Vorlage eines entsprechenden Arbeits-

angebotes und Erfül len auch der übrigen Ertei lu ngsvoraussetzu ngen ab sofort

zugleich mit einer Erlaubnis zur Ausübung einer Beschäft igung ohne Beschränkung

nach $ 13 Beschäftig u ng sverfahrensverord nu ng (BeschVerfV) zu erteilen ist und

dass die ört l ichen Arbeitsagenturen hierüber anschl ießend nur noch zu unterr ichten

s ind .

Eine entsprechende Rückfrage bei der Regionaldirekt ion NRW hatie zuvor Klarheit

gebracht, dass diese mit Bl ick auf die envarteten Regelungen des 2. Anderungsge-

setzes angeordneten Begünstigungen nur für diejenigen gelten, die die Vorausset

zungen für die Eriei lung eines Aufenthaltst i tels auf der Grundlage der Bleiberechts-

regelung erfül len, nicht aber für diejenigen, die sich noch im Status der Duldung be-

f inden. Für den letztgenannten Personenkreis bleiben das Inkrafttreten des 2. Ande-

rungsgesetzes und die darin vorgesehene Anderung der BeschVerfV abzuwarten

Auch wenn die rechtl ichen Prüfungen und Bewertungen seitens des lM nicht zu den

von lhnen angeregten Ergebnissen geführt haben, so hoffe ich dennoch, mit den
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vorstehenden Ausführungen zu einer weitgehenden Klärung lhrer Fragen beigetra-

gen zu haben.

Mit freundlichen Grüßen

lm Auftrag
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